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A. Problem 

Die Produktion der Mitgliedsländer der EWG an Papierhalb- 
stoffen deckt den deutschen Bedarf nicht. 


B. Lösung 

Wie schon im Vorjahr soll auch im Kalenderjahr 1970 ein zoll- 
freies Zollkontingent zum Bezug von Papierhalbstoffen aus 
Drittländern, diesmal in Höhe von 1,2 Millionen t, eröffnet 
werden. 


C. Alternativen 

Alternativen standen nicht zur Diskussion. 


D. Kosten 

Wirtschaftszöile haben keine fiskalischen Zielsetzungen. Im 
übrigen entstehen keine Einnahmeausfälle, weil es sich ledig- 
lich um die Fortsetzung einer schon seit Jahren bestehenden 
Maßnahme handelt. 
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Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/450 


Sachgebiet 613 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft 
(8. Ausschuß) 

über die von der Bundesregierung beschlossene Verordnung 
zur Änderung des Deutschen Teil-Zolltarifs 
(Nr. 3/70 — Zollkontingent für Sulfat- oder Natronzellstoff) 

— Drucksache VI/278 — 


A. Bericht des Abgeordneten Lenders 


Die Zollverordnung — Drucksache VI/278 — wurde 
vom Herrn Präsidenten mit Schreiben vom 28. Ja- 
nuar 1970 an den Ausschuß für Wirtschaft als dring- 
liche Vorlage gemäß § 96 a GO zur Beratung über- 
wiesen. 

Die Bundesrepublik ist gemäß Protokoll Nr. VII 
des Abkommens über die Aufstellung eines Teils des 
Gemeinsamen Zolltarifs betreffend die Waren der 
Liste G im Anhang I des EWG- Vertrages berechtigt, 
unter Benachrichtigung der Kommission für Waren 
der Tarif-Nr. 47.01 - A, BI und II (Halbstoffe für 
Papierherstellung) Zollkontingente zu eröffnen, für 
welche die Zollsätze niedriger liegen oder gleich 
Null sind. Bedingung ist, daß die Waren zur Deckung 
ihres Gesamtbedarfs erforderlich sind und die auf 
Grund dieser Kontingente eingeführten Waren in- 
nerhalb des Mitgliedstaates verarbeitet werden. 


Da Sulfat- oder Natronzellstoff in den EWG- 
Ländern nicht in ausreichender Menge hergestellt 
wird, ist die Bundesrepublik in erheblichem Umfang 
auf Einfuhren aus Drittländern, insbesondere Schwe- 
den und Finnland, angewiesen. 

Die Bundesregierung will deshalb für das Kalen- 
derjahr 1970 ein Zollkontingent in Höhe von 1,2 Mil- 
lionen t (Vorjahr 1,12 Millionen t) zum Zollsatz 
„frei'' (regelmäßiger Zollsatz 4,2 Vo des Wertes) er- 
öffnen. 

Der Ausschuß hat sich davon überzeugt, daß die 
deutsche Industrie nicht ihren Bedarf ausschließlich 
aus den Mitgliedstaaten decken kann und empfiehlt 
deshalb dem Plenum, der von der Bundesregierung 
vorgeschlagenen Verordnung zuzustimmen. 


Bonn, den 26. Februar 1970 


Lenders 

Berichterstatter 
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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

der Verordnung — Drucksache ¥1/278 — zuzustim- 
men. 


Bonn, den 26. Februar 1970 

Der Ausschuß für Wirtschaft 

Kienbaum Lenders 

Vorsitzender Berichterstatter 
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